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TOP-THEMEN 

— Die Pharmabranche macht Stimmung gegen das Spargesetz. Union und SPD 
kommen ihr entgegen und wollen den dynamischen Herstellerabschlag loswerden. 

— Die Humangenetik bekommt ein hartes Sparprogramm. Die Fachärzte kriegen 
Kürzungen von über 30 Prozent. 

— Der Ethikrat schaltet sich in die Debatte über ein Social-Media-Verbot ein. TikTok, 
Instagram und Co. gelten als schädlich für die psychische Gesundheit. 

Willkommen bei Pro Gesundheit! Mein Name ist Louis Westendarp. Hier finden Sie die 
Rechnung des Gesundheitsministeriums zur noch größeren Finanzlücke in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung. 

Senden Sie Tipps und Feedback an: lwestendarp@politico.eu, mzahout@politico.eu, 
adieckhoff@politico.eu, athomas@politico.eu und jkloeckner@politico.eu 

Oder folgen Sie uns auf LinkedIn: Louis Westendarp, Marie Zahout, Anton Dieckhoff, 
Andrea Thomas und Jürgen Klöckner 

THEMA DES TAGES 

KOMPROMISSANGEBOT: Union und SPD wollen die aufgebrachte Pharmaindustrie 
besänftigen – und den dynamischen Herstellerabschlag loswerden, wie ich erfuhr. Die 
Branche hatte zuvor ihren Widerstand gegen das Sparpaket von Gesundheitsministerin 
Nina Warken erneut verschärft.  

Hier spielt die Musik: Aktuell wird das Beitragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG) für 
die Gesetzliche Krankenversicherung im Bundestag verhandelt. Hier wollen die Parteien 
offenbar, dass der geplante dynamische Herstellerabschlag für patentgeschützte 
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Arzneimittel durch einen stabilen Abschlag ersetzt werden soll. Die Verhandlungen 
dauern aber noch an. 

Was ist dynamisch? Im BStabG ist die Einführung eines dynamischen 
Herstellerabschlags geplant, der sich an den Beitragseinnahmen orientiert und jedes 
Jahr neu berechnet wird. Das soll den Krankenkassen 2027 rund 1,1 Milliarden Euro 
sparen und 2030 etwa 5,5 Milliarden. Die Pharmabranche lehnt die Einbußen ab. 

Der neue Abschlag soll stabil sein, dafür aber höher als der aktuelle Rabatt von sieben 
Prozent, höre ich. Das Gesundheitsministerium berechnet für die Verhandler, auf 
welcher Höhe er künftig liegen soll. Das Einsparvolumen soll gleich bleiben. Doch der 
neue Abschlag soll nicht für alle Arzneimittel gelten. 

Ausnahmen beim Abschlag: Die Verhandler lassen von Warkens Haus auch prüfen, ob 
und wie Unternehmen vom Herstellerabschlag befreit werden könnten, wenn sie in 
Deutschland investieren oder forschen. Es ist wohl eine beihilferechtliche Prüfung der 
EU-Regeln. Deutschland ist Teil des europäischen Binnenmarktes. 

Wegfall der AMNOG-Leitplanken: Die Verhandler stellen sich auch hinter den 
Kabinettsentwurf und wollen die Leitplanken für Erstattungsbeträge abschaffen. 
Dadurch entstehen Mehrausgaben „von rund 150 Millionen Euro in 2027, rund 300 
Millionen Euro in 2028“, heißt es im Entwurf. Die Pharmabranche forderte auch das. 

Noch steht nichts fest: Bei den Verhandlungen gilt, dass das Paket erst steht, wenn 
alles final geeint ist. Die erste Lesung des Gesetzes ist am Freitag, es soll noch vor der 
Sommerpause durch den Bundestag. 

Zuvor wagten sich die Sozialdemokraten aus der Deckung: Die Abgeordneten 
Matthias Mieves und Christos Pantazis wollen die Pharmaindustrie stärken. In einem 
Papier, das meiner Kollegin Marie Zahout vorliegt, fordern sie große Entlastungen für 
Pharmakonzerne, die hierzulande investieren. Sie finden es hier. 

Pantazis Forderung: „Wer in Deutschland forscht, produziert und Arbeitsplätze schafft, 
leistet einen konkreten gesellschaftlichen Beitrag – das muss sich beim Herstellerrabatt 
spürbar lohnen. Planungssicherheit ist der beste Investitionsanreiz.“ 

Union und SPD kommen damit der Branche ein Stück weit entgegen. Zuvor hatte diese 
sich bei Kanzler Friedrich Merz beschwert. 

Sie haben Post: Eli Lilly und Boehringer Ingelheim haben zuletzt Investitionen von etwa 
zwei Milliarden Euro hierzulande abgesagt. Jetzt drohte mit Pfizer der nächste Konzern, 
wie das Handelsblatt berichtete. Der Konzernchef schrieb einen Brief an den Kanzler. 

O-Ton vom Pfizer-Chef: „Die aktuellen politischen Vorschläge der Regierung“, schrieb 
Albert Bourla, würden „nachhaltige, langfristige Investitionen zunehmend erschweren“. 
Seine Teilnahme an der Investorenkonferenz im Oktober sagte er ab.  
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Bayer stimmt zu: „Es gibt einen klaren Zielkonflikt: Man kann die Preise für 
Medikamente nicht dauerhaft senken und gleichzeitig erwarten, dass mehr 
pharmazeutische Forschung und Entwicklung nach Europa kommt“, sagte uns ein 
Sprecher auf Anfrage. Warnungen wie diese zeigten offenbar Wirkung. 

HUMANGENETIK 

DAS TUT WEH: Der Erweiterte Bewertungsausschuss (E-BA) hat diese Woche ein 
radikales Sparprogramm für die Fachärzte der Humangenetik beschlossen. Es gibt 
Kürzungen von über 30 Prozent. Das ist „existenzbedrohend“, sagte mir Elke Holinski-
Feder, die Chefin des Berufsverbands Deutscher Humangenetiker. 

Showdown: Im E-BA verhandelten die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV), der 
GKV-Spitzenverband und unparteiische Mitglieder über die Bezahlung einzelner 
Leistungen. Diese Woche ging es um Kürzungen in der Humangenetik. Die Kassen 
forderten 42 Prozent weniger, die Ärzte nur 15.  

Entscheidung gefallen: Am Ende beschloss der GKV-Spitzenverband zusammen mit 
den unparteiischen Mitgliedern eine Honorarkürzung von über 30 Prozent. Die KBV 
wurde überstimmt. Der Beschluss tritt zum 1. Oktober in Kraft. 

Humangenetiker sind entsetzt: „Für viele Labore wird das existenzbedrohend sein“, 
sagte Holinski-Feder zu mir. Die flächendeckende Versorgung sei gefährdet. Das würde 
nicht nur Schwangere betreffen, sondern auch diejenigen, die erst noch schwanger 
werden wollen. 

Offene Fragen: Die Analyse von Fertilitätsstörungen werde zudem gar nicht mehr von 
der GKV bezahlt, sagte Holinski-Feder. In den Patientengruppen, die noch eine 
genetische Analyse erstattet bekommen, würden Personen mit unerfülltem 
Kinderwunsch nicht berücksichtigt werden, so die Verbandschefin. 

Doch der GKV-Spitzenverband bestreitet das: „Es ist nicht richtig, dass Analysen für 
Fertilitätsstörungen gestrichen wurden“, sagte mir eine Sprecherin. Sie müssten jedoch 
wirtschaftlich sein und neue „Therapieoptionen eröffnen“. 

So argumentieren die Kassen: Die Absenkungen der Honorare seien Folge einer 
Anpassung an den technischen Fortschritt, sagte die Sprecherin weiter. Heißt: Die 
humangenetischen Labore hätten heute deutlich weniger Aufwand mit den Analysen als 
früher.  

Im Wortlaut: „Die technische Entwicklung führt zu deutlich geringeren Geräte- und 
Materialkosten je Untersuchung und zu schnelleren Ergebnissen“, sagte eine 
Sprecherin. Jetzt wurde die „Leistungsstruktur in der humangenetischen Diagnostik an 
den Stand von Wissenschaft und Technik angepasst“. 

Und die Kassenärzte? Sie lehnen die Kürzungen ab, da sie „unverhältnismäßig hoch“ 
ausfallen, sagte mir ein Sprecher.  



Härtefälle: Erst zuletzt wurden im E-BA die Kürzungen in der Psychotherapie 
beschlossen, die bundesweit für Protest sorgten. Wir berichteten. 

KINDER- UND JUGENDMEDIZIN 

DAS RECHT AUF TEILHABE WACKELT: Heute um 11:15 Uhr stellt der Deutsche Ethikrat 
seine Stellungnahme zum Thema „Schutz, Teilhabe und Befähigung von Kindern und 
Jugendlichen in der digitalen Welt“ vor. Familienministerin Karin Prien will strengere 
Regeln für die Nutzung von TikTok, Instagram und Co.  

Unrealistische Körperbilder und Mobbing: Hintergrund sind insbesondere die 
möglichen Auswirkungen auf die psychische Gesundheit junger Menschen durch die 
Nutzung sozialer Medien. Auch die Regierung ist besorgt. 

Doch es dauert noch: „Wir warten auf die Empfehlungen der Expertenkommission im 
Juni“, sagte Prien der Bild vergangene Woche. „Auf der Grundlage werden wir ein 
Maßnahmenpaket einschließlich gesetzlicher Regelungen vorlegen.“  

Die Experten: Prien hat im Herbst eine Expertenkommission eingesetzt. Sie soll eine 
Strategie für den „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt“ erarbeiten. Es geht um 
Handlungsempfehlungen für Bund, Länder und Zivilgesellschaft. 

Gegenstimme: Bundesinnenminister Alexander Dobrindt (CSU) warnte hingegen vor 
staatlicher Überregulierung. Er sieht die Eltern in der Pflicht. 

Das Vorbild: In Australien gilt bereits ein Mindestalter von 16 Jahren für die Nutzung 
sozialer Medien. 

Argumente für ein Verbot: „Wenn man eine starke emotionale Bindung zu den sozialen 
Medien entwickelt, wird quasi alles andere um einen herum nicht mehr relevant“, sagte 
Julia Brailovskaia dem Science Media Center (SMC). Sie ist außerplanmäßige 
Professorin am Deutschen Zentrum für psychische Gesundheit.  

WHO 

IT"S.GETTIN".HOT.IN.HERE¿ Die WHO stellt um 8 Uhr zum zweiten Mal seit 2008 
Leitlinien für Hitzeaktionspläne (HAP) vor. Mein Kollege Anton Dieckhoff konnte den 
Bericht vorab einsehen und kennt die wichtigsten Punkte. Es geht um politische 
Vorgaben, Kommunikation und den konkreten Schutz vor Hitze.  

Warnung: „Europa erwärmt sich schneller als jeder andere Kontinent – und wir bezahlen 
dafür mit Menschenleben“, sagte WHO-Europa-Chef Hans Kluge. Das müsse ein Ende 
haben. Der neue Leitfaden gebe den Behörden einen Fahrplan, „um Vorsorgesysteme 
aufzubauen, die Leben retten“. 

Bedarf ist da: Nicht nur die WHO ist besorgt. Gestern haben 150 Verbände anlässlich 
des Hitzeschutztages vor den Konsequenzen von Hitze gewarnt. Extreme Szenarien 
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sagen Zehntausende Tote voraus. Die Kosten von Hitzeschäden beziffert die Allianz mit 
rund 112 Milliarden Euro innerhalb von fünf heißen Jahren.  

Ein guter Hitzeaktionsplan (HAP) muss laut WHO folgende Kriterien erfüllen: 
Warnungen bei Hitze, Berücksichtigung aller Bevölkerungsgruppen, Einbindung des 
gesamten Gesundheitssystems, Kommunikation zwischen Bund und Kommunen, gute 
Finanzierung und Lernfähigkeit.  

Groß machen: „Wir wollen, dass Hitzeschutz strukturell geleistet wird und nicht von 
Individuen“, sagte Studienautor Oliver Schmoll zu Anton. Man wolle mit dem Report 
Länder mitnehmen, die bei HAP Nachholbedarf haben. Denn: Nur 21 von 53 Staaten 
haben aktuell einen nationalen Plan. Die Tendenz ist aber steigend.  

In Deutschland sind HAP Aufgabe der Länder- und der Kommunen. Der Bund 
unterstützt aber mit Förderung, Personal und dem Zentrum Klimaanpassung. „Was hilft, 
sind weniger CO2-Emissionen und mehr Vorsorge in Stadt und Land“, sagte 
Umweltminister Carsten Schneider in einer Pressemitteilung zum Bericht.  

Einen Überblick, welche Kommunen bereits einen HAP haben, hat Anton vorliegen. Sie 
finden ihn hier. Die Liste kann unvollständig sein, weil die Kommunen keine 
Berichtspflicht an den Bund haben. 

GEMEINSAMER BUNDESAUSSCHUSS 

AUF DER ZIELGERADEN: Der Gesundheitsausschuss hat gestern einen Antrag der 
Opposition zur Befragung von Sonja Optendrenk abgelehnt. Optendrenk gilt als sichere 
Nachfolgerin des unparteiischen Vorsitzenden des Gemeinsamen Bundesausschusses 
(G-BA), Josef Hecken. 

West-Import: Optendrenk ist hessische Staatssekretärin, unter Jens Spahn war sie in 
Leitungspositionen im Gesundheitsministerium tätig. Sie leitete die Abteilung 2 
(Gesundheitsversorgung und Krankenversicherung). 

Unumstritten: Trotz dieser Karriere unter schwarzer Parteiflagge gibt es bei Linken und 
Grünen keine Kritik an ihrer Person. Auch wurde kein Gegenkandidat für den G-BA-
Vorsitz benannt. 

Ärger über schnelle Bearbeitung: Allerdings hätte das Verfahren anders laufen sollen, 
sagte Linken-Abgeordneter Ates Gürpinar meiner Kollegin Marie Zahout. Die von Union 
und SPD abgelehnte Befragung schaffe erst recht Misstrauen, sagte Gürpinar. 

Wo ist das Problem? In Kreisen der Koalition wurde argumentiert, dass Optendrenk 
eben nicht geladen werden müsse. Es gebe ja keine Vorbehalte gegen sie als G-BA-
Vorsitzende.  
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So geht es weiter: Nun ist das Gesundheitsministerium am Zug. Da es keine Einwände 
gab, gilt Optendrenk als bestätigt. Darüber wird das Gesundheitsministerium nun 
informiert. 

Kein Kommentar: Warkens Haus ließ eine Anfrage von POLITICO zur Haltung der 
Ministerin bis Redaktionsschluss unbeantwortet. Der Wechsel an der Spitze des G-BA 
ist für Ende Juni 2026 vorgesehen. 

GESUNDHEITSMINISTERKONFERENZ 

WAS DIE LÄNDER WOLLEN: Seit gestern läuft die Gesundheitsministerkonferenz (GMK) 
in Hannover. Niedersachsen hat den Vorsitz und macht sich vor allem für ein 
Primärarztversorgungssystem stark, sagte uns Gesundheitsminister Andreas Philippi. 
Um 13 Uhr ist eine Pressekonferenz geplant. 

Der Antrag: Niedersachsen hat einen Antrag zur schnelleren Vergabe von Arztterminen 
durch die Einführung eines Primärarztversorgungssystems eingebracht. 

Zeit fürs Wesentliche: „Das Primärarztsystem ist für mich zentral auf dem Weg zum 
Bürokratieabbau“, sagte Philippi meiner Kollegin Marie Zahout. Es trage dazu bei, 
Patienten besser zu steuern und Ärzte zu entlasten, indem Allgemeinmediziner als 
Weichensteller fungieren. 

Fokus: Ärztinnen und Ärzte sollen Patienten behandeln und keine Verwaltungsaufgaben 
erledigen, sagte Philippi. 

Der entscheidende Unterschied: Gesundheitsministerin Nina Warken plant hingegen 
ein Primärversorgungssystem. Navigieren soll hier eher der ambulante Bereich und nicht 
zwingend Ärzte. Die Ersteinschätzung soll auch digital erfolgen. 

Zurück zu Niedersachsen: „Ein Weiter-so kann es nicht geben“, sagte Philippi. „Wir 
müssen das System von unnötigem Ballast befreien und Patientenströme besser 
steuern.“  

DAS AUCH NOCH: Schleswig-Holstein will die Vergütung von Psychotherapeuten 
prüfen. Der Erweiterte Bewertungsausschusses hatte im März eine Kürzung der 
Vergütung psychotherapeutischer Leistungen um 4,5 Prozent beschlossen. 

Zitat: „Bei der Vergütungssystematik muss der gestiegene Versorgungsbedarf für 
psychotherapeutische Leistungen angemessen berücksichtigt werden“, sagte 
Gesundheitsministerin Kerstin von der Decken der dpa. 

BREMEN FORDERT die Herz-Kreislauf-Gesundheit von Frauen stärker zu 
berücksichtigen. Frauen zeigen bei Krankheiten teils andere und weniger bekannte 
Symptome als Männer. Auch Medikamente wirken manchmal anders. 

SCHULTERSCHLUSS: Gegen die von Warken geplante Reform der Gesetzlichen 
Krankenversicherung wollen die Länder am Freitag im Bundesrat einen geeinten Antrag 



einbringen. Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz wird ebenfalls am Freitag in 
erster Lesung im Bundestag beraten. Die Länderkammer muss dem Gesetz nicht 
zustimmen, kann es aber bremsen. 

IN DEN NACHRICHTEN 

AUF DEM RECHTSWEG: Der Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung 
kritisiert die im Rahmen der GKV-Reform auf die Kassen zukommenden Belastungen. 
Mehr dazu hier. „Ich habe keinen Zweifel, dass die systematische Unterfinanzierung der 
gesundheitlichen Versorgung von Bürgergeldbeziehenden durch den Bund 
verfassungswidrig ist“, sagte Rainer Schlegel gestern vor Reportern. Er war Präsident des 
Bundessozialgerichts. 

WENIGER BLUT: Der Blutspendedienst des Deutschen Roten Kreuzes warnt, dass der 
Kreis der Blutspender schrumpft. „Wir haben immer mehr ältere Spender und weniger 
junge, die nachkommen”, sagte ein Sprecher der dpa. Prinzipiell gibt es keine 
Altersobergrenze für die Blutspende mehr. Wegen individueller Vorerkrankungen 
schieden viele ältere Spender aber aus. 

ZUSÄTZLICH: Knapp 41 Millionen Menschen hatten 2025 eine private Krankenvoll- oder 
Zusatzversicherung. Das entspricht einem Anstieg um 2,3 Prozent. „Die Menschen in 
Deutschland vertrauen auf die Leistungsfähigkeit und die langfristige Stabilität der PKV. 
Das stabile Wachstum ist ein klares Vertrauensvotum“, sagte Thomas Brahm, 
Vorsitzender des Verbands der Privaten Krankenversicherung (PKV), anlässlich der 
Jahrestagung am 11. Juni in Berlin. 

EBOLA: Die Zahl der bestätigten Ebola-Todesfälle in der Demokratischen Republik 
Kongo ist der Regierung zufolge auf 115 gestiegen. Im Osten des Landes, wo der 
Ausbruch im April begann, gibt es mittlerweile 598 bestätigte Fälle, teilte das 
kongolesische Informationsministerium mit. 

HEUTE WICHTIG 

— DIE PRIVATEN: Die PKV lädt von 10 bis 12 Uhr zur Jahrestagung. Diese wird im 
Livestream übertragen. Nina Warken wird per Video grüßen. 
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